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Amtlicher Teil .
Dle bad. Negierung und die Forderungen
der Kriegsbeschädigten Lazarettinsassen .

** Die ^ süÄeutsche Zeitung " behauptet in ihrer Rr . 133

Zom 22. Mai d. I ., daß Reichswehrminister NoSke die For¬
derungen der Kriegsbeschädigten des Re -

fervelazaretts Ettlingen mit dem Bemerken ab¬

belehnt Hobe, daß ihn die frühere Armee und ihre Anordnun .

tzen nichts angingen . Das ist nicht wahr ; eine derartige Er¬

klärung hat NoSke nicht abgegeben . Die „Südd . Ztg ." führt
Hann weiter folgendes aus :

. Die badische Regierung nimmt bei der Frage einen etwas

Merkwürdigen Standpunkt ein . Eine der ersten ihrer Kund .
^Hebungen war bekanntlich die Erklärung , daß sie die Militär¬

konvention mit Preußen für aufgehoben betrachte . Hieraus

tzog sie aber niemals die Konsequenzen und sie erklärt sich auch
ßn dieser Sache für unzuständig . Wie in der Frage der Ver¬

wendung der Kasernen und Militärbaracken zu Wohnungs -

zwecken, so deckt sie sich auch hier den Rücken , indem ! sie sich
strotz angeblicher Unabhängigkeit von Berlin , ihre Informatio¬
nen und Befehle von dort erbittet ."

. Auch die »Südd . Ztg .
" müßte einsehen , daß die Aufhebung

der Militärkonvention doch nur die Folge hat , daß die Auf .

Peilung der neuen Militärverbände in Baden nicht im Ramen

per früheren Militärkonvention erfolgt , daß uns äber durch
hie Aufhebung der Militärkonvention doch

Noch nicht die Reichsmittel zur Durchführung
her Kriegsbeschädigtenfürsorge zur VerfüMng

stehen . Böswillige Schwätzer reden oft dem Volke ein , daß
plle möglichen Wünsche von der badischen Regierung erfüllt
Werden könnten , auch auf Gebieten , die verfassungsmäßig und

ßnanziell zur Zuständigkeit des Reiches gehören . Man fördert

geradezu den Bolschewismus , wenn in dieser unüberlegten und

Unverständigen Weise der badischen Regierung unnötige Vor¬

würfe gemacht werden . Es ist eine gefährliche Politik ,
Wenn die . Südd . Ztg ." Leitartikel gegen den Bol -

ßchewiSmuS bringt und indemselbenBlattedann
Ausführungen macht , die den Eindruck erwecken , als

Hb die badische Regierung böswilligerweise
ihre Pflicht nicht erfüllen würde .

. ** Dle Lage der Familien
Koch im Heeresdienst oder in Kriegsgefangenschaft befindlicher
Mannschaften läßt eine Prüfung der Frage angezeigt erschei¬
nen , ob die Hohe der den Familien gewährten Unterstützungen
Noch den heutigen Verhältnissen entspricht . Das Arbeitsmini -

ßerium hat deshalb die Bezirksämter in den größeren
Städten , wo die Teuerungsverhältniffe besonders fühlbar sind ,
heranlaßt , die Angemessenheit der fraglichen Unterstützungs¬
sätze erneut durch de» Bezirksrat nachprüfen zu lassen .

Vorschüsse
ZurKescdaMmgvonLebensmittel Vorräten

** Wie uns mitgeteilt wird , können die Beamten und die -
lknigen Lehrer , die ihre ständigen Bezüge aus der badischen
Staatskasse erhalten , ferner die vertragsmäßigen Bediensteten
hud die ständigen Arbeit « unter bestimmten Voraussetzungen
^ gleicher Weise wie im vorigen Jahre zur Beschaffung von
Vorräten an Heizstosfen , Kartoffeln , Gemüse und Obst auch

den Winter 1919/28 auf Ansuchen Vorschüsse auf ihre
Dienstbezüge erhalten ,

Die Vekleidungsgeidsätze.
** Die GeldentschÄigung , welche den - um kostenfreien Be -

zug von Dienst - und Schutzkleidern berechtigten Beamten da !»

für gewährt wird , daß ihnen wegen des Mangels an Tuchen
die zustehenden Kleidungsstücke nicht geliefert werden können ,
ist mit Entschließung des Ministeriums der Finanzen in An¬

betracht der inzwischen eingetretenen weiteren Preissteigerung
für bürgerliche Kleidung mit Wirkung vom 1. Januar 1819
um im ganzen 75 v . H . (bisher 33V , v. H .) erhöht worden .

Ersatz von FUegerscbädenverslcberungs -
prämien und -Gebühren.

. ** Verschiedene Anfragen , ob eS zulässig sei , die für eine

Privatversicherung gegen Fliegerschäden bezahlten Prämien
und Abschätzungsgebühren im Falle eine » entstandenen und

von der Privatverficherung gedeckten Fliegerschadens festzu¬

stellen und den Betroffenen zu vergüten , geben Veranlassung ,
auf eine Entscheidung des Reichsamts de» Innern vom 18.

September 1818 hinzuweisen ; nach dieser Entscheidung wer¬

den dem durch feindliche Fliegerangriffe aus das Heimalge ,
biet an feinem Eigentum Geschädigten bei Berechnung des

ihm zustehenden Anspruchs auf Ersatzleistung oder des bereits

erhaltenen Ersatzes die von ihm gezahlten AbschätzungSgebüh .

ren und die Prämien für Jliegerversicherung von vornherein

zu seinen Gunsten in Abzug gebracht , soweit sie den der Fest -

ftellunag unterliegenden Schaden betreffen . Diese Maß .

nähme soll auf die Fälle beschränkt bleiben , inl denen und so¬
weit gegen Fliegerschäden Versicherte einen solchen Schaden

tatsächlich erlitten haben . .

D !e Lentralkymmisslon kür dle Nbein -
' scbMabrt .

** Das Staatsministerium hat auf den Vortrag de- ArbeitS -

ministeriumT unter dem 19. Mai d. I . beschlossen, an Stelle

des zum Landeskommissär für . die Kreise Konstanz , Villingen
und Waldshut ernannten GeheimeratS im Ministerium des

Innern Alexander Wiener mit sofortiger Wirkung den Ober¬

baurat Kupferschmidt , Kollegialmitglied der Ober ,

direktion des Wasser , usid Straßenbaues , zum Bevollmäch¬

tigten bei der Zentralkommission für die Rheinschiffahrt zu

ernennen . _

Die Lurubesetzung der Beamten .
— Da » Staatsministerium hat unterm 2. Mai 1919 be¬

schlossen, daß in Zukunft jeder Beamte , der da » 65 . Lebens¬

jahr zurückgelegt hat . alsbald zuruhezusetzen ist . Ausmchmen
von dieser Regel bedürfen der Genehmigung des Staatsmini¬

steriums ,
Wird von einem Beamten , bei dem diese Vora ^ setzungen

gegeben find , nicht innerhalb vier Wochen vom ' Zeitpunkt der

Vollendung des 65. Lebensjahre » an — bei den bereit » jetzt

schon 65 Jahre alten Beamten innerhalb vier Wochen nach
Bekanntgabe dieses Erlasses — um die Zuruhesetzung nachge¬
sucht, so wird sie von Amtswegen eingeleitet . Sollte der Durch ,

führung dieser Anordnung im einzelnen Fall aus erheblichen
dienstlichen Gründen oder aus triftigen persönlichen Rücksich¬
ten auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des zuruhezusetzenden
Beamten Bedenken entgegenstehen , so muß gegebenenfalls nach
Abgabe einer Erklärung des Beamten eine Entscheidung des
StaatSmmisärumS herbeigeführt werde « .

» Vom Tage.
(Was wird der Dreierrat beschließen ?)

Über die Auffassungen , die zur Zeit bei unss -
re « Feinden herrschen , verlautet in der Öffentlichkeit
nichts Zuverlässiges . Was die deutschen Zeitungen an
Meldungen über die Stimmung innerhalb des Dierer -
rates bringen , ist meist durchaus widerspruchsvoll : da-
eine oder andere kann richtig sein, es kann aber auch
ebensogut unrichtig sein . Man muß alle diese Nachrichten
sorgsamst übxrprüfen , bevor man sie zur Urteilsbildung
verwertet . Ein solches, natürlich immer nur sehr vor»
sichtig gehaltenes Urteil wird man noch am ehesten ge¬
winnen können , wenn man sich in die Lage des Vierer¬
rates selbst versetzt. Allerdings ist auch ein solches Unter¬
fangen außerordentlich erschwert , da dieser Viererrat
eigentlich nur ein Dreierrat (Amerika, England , Frank¬
reich) ist, und auch im Dreierrat keine restlose Überein¬
stimmung über die politischen Ziele besteht . Immerhin
muß der Versuch gemacht werden, um auf Liese Weise
wenigstens einige Klarheit erlangen zu können.

Es sind drei Gefühls -Komplexe , die die Politik der
Entente beherrschen. Der eine Komplex setzt sich gang
und gar zusammen aus Gefühlen des Hasses, der Rach-
sucht und der Dernichtungsgier . Der Vertreter dieser
Gefühlsströr - ungen ist Frankreich . Der zweite Kom¬
plex ist erfüllt von Gefühlen des Neides , der Wirtschaft -
lichen Rivalität und dem Wunsche, den Konkurrenten für
alle Zeit zu beseitigen . Der Vorkämpfer dieser Auffas¬
sung ist England . Der dritte Komplex setzt sich zu-
sammen aus rein nüchternen Erwägungen wirtschaftlich-
finanzieller Art , aus Erwägungen , die darauf abzielen,aus Deutschland und Mitteleuropa einen guten, zahlungs¬
kräftigen Kunden zu machen . Der Vertreter einer solchen
Politik ist Amerika . Gefühle der Menschenfreundlich-
keit, echte kosmopolitische Gesinnung werden wir dagegen
im Dreierrat vergeblich zu suchen haben, es sei denn, daß
man hinter der Ideologie Wilsons derartige Empfindun¬
gen zu erkennen glaubt . Diese drei Gefühlsströmungen .laufen nun ineinander und durcheinander. Sie be-

'

kämpfen sich seit Monaten gegenseitig , und es ist natur¬
gemäß nicht leicht gewesen, einen Friedensvertragsent -
wurf zustande zu bringen , der alle drei Strömungen
einigermaßen berücksichtigt . Allerdings bleibt es einq
Tatsache , daß die amerikanische Theorie bei der '

Abfas¬
sung des Friedensvertrages majoristert und stark in deq

'
Hintergrund gedrängt wurde.

Heut ^ liegen die Dinge nun so, daß es für den Dreiec -
rat wieder darauf ankommt, die deutschen Gegenvor¬
schläge mit jenen drei politischen Gefühlskomplexen zu
vereinigen . Dabei ergibt sich von vornherein die Fest¬
stellung , daß unsere Gegenvorschläge lediglich Frankreich
und England eine Revision ihrer Anschauungen zumuten«
während sie der amerikanischen Auffassung entgegenkom-
men . Es wird sich also darum handeln, welche Auffas-
sung innerhalb des Dreierrates zum Sieg gelangt. Ent¬
weder siegt das Prinzip haßwütiger Unvernunft . Dann
werden die Modifikationen , zu denen sich der Feind be¬
reit erklärt , wohl so geringfügig sein, daß wir den Ver-
trag nicht unterzeichnen können. Oder es siegt die Idee
einer eisig-selbstsüchtigen politischen Vernunft , die unS
als Industrie - und Welthandelsvolk vernichten , dafür
aber als Agrarstaat weiter existieren lassen will . Dann
wird die endgültige Fassung des Friedevsvertrages Wohl
so sein , daß letzten Endes nur das deutsche Volk selbst
entscheiden kann, ob unterschrieben werden soll oder nichts
Oder aber es siegt die amerikanische Politik , die unS
finanziell , industriell und agrarwirtschaftlich soweit auf
die Beine bringen will , daß wir in der Lage sind, Ge¬
schäftsabschlüsse zu machen , bei denen wir viel arbeiten
und viel leisten müssen, und bei denen Amerika gut
verdient . Diese dritte Möglichkeit ist für uns keines-
Wegs erfreulich , aber doch immerhin nach Lage der Ver¬
hältnisse so geartet , daß wir ihr zustimmen könnten.
Nun wird selbstverständlich keines dieser Prinzipien sich
restlos und allein Lrttchzusetzen vermögen. Die letzte
Entscheidung des Dreierrats wird auf jeden Fall ein
Kompromiß darstellen , genau so, wie der uns unterbrei¬
tete Friedensvertrag ein Kompromiß dargestellt hat.
Aber jedenfalls wird eines der drei Prinzipien dem Kom¬
promißwerk seinen Stempel aufdrücken . Haben wir die¬
sen Stempel erst herausgefunden , so wird die Entschei¬
dung damit für uns wesentliA ^rleichtert sein.



Betrachtet man nun die heute vorliegenden Mel¬
dungen im Zusammenhangs mit dem eben Gesagten , so
ergibt sich bei aller Vorsicht und Zurückhaltung des Ur¬
teils , - ah einstweilen die englische und ame -
xi .ta nische Auffassung im Vorder¬
gründe stehen, und daß auch Frankreich bei aller Wah-
-rung seines Rachestandpunktes gewissen Konzessionen
picht abgeneigt zu sein scheint. Sehr plausibel klingt die
Meldung , dah der Dreierrat entschlossen sei, mit uns
auch mündlich zu verhandeln , wenn wir unS
nur grundsätzlich . zur Unterzeichnung des
Friedensvertrages bereit erklären . Es
ist selbstverständlich, dah wir diese Erklärung nicht ver¬
weigern werden , wenn wir die begründete Hoffnung
hegen dürfen , Latz der Friedensvsrtvag nach Maßgabe
unserer Gegenvorschläge modifiziert unb umgearbeitet
wird . Denn wir haben den Frieden mindestens ebenso
nötig , wie die uns feindlich« , Völker , und wir werden
sicherlich alles tun , was nur irgend getan werden kann,
« m den Abschluh des Friedens zu ermöglichen , wenn
unsere Feinde die Bahn des Vernichtungsfriedens ver-
lassen. So betrachtet, scheint die augenblickliche Situa¬
tion in Versailles nicht völlig hoffnungslos
zu sein . Bleibt die Situation so, wie sie sich heute , nach den
letzten Meldungen dem Auge des Betrachters darstellt ,
so ist es nicht ausgeschlossen, dah aus den Verhandlungen ,
schriftlichen und mündlichen, ein Vertragswerk geboren
wird , dem Deutschland , wenn auch unter furchtbaren
Opfern , zustimmen kann.

Politische Neuigkeiten .
Der zweite Teil der deutschen Gegen¬

vorschläge .
* In dem zweiten Teil der deutschen Denkschrift, welche die

deutschen Gegenvorschlägezu den Friedensbedingungen enthält
wird zunächst der Völkerbund besprochen. Deutschland erklärt
sich, indem eS die Grundgedanken des deutschen Völkerbunds ,
entwurfes aufrecht erhält , bereit, aus der Grundlage des En .
tenteentwurfeS zu verhandeln , jedoch unter der Voraussetzung ,
dah Deutschland sofort bei Unterzeichnung des Friedensvrrtra .
ges gleichberechtigt in den Völkerbund eintritt .

Dem Ententeentwurf über die Abrüstung stimmt Deutsch,
iland zu, verlangt jedoch eine Übergangszeit , während deren
Deutschland die sämtlichen zur Aufrechterhaltung der inneren
Ordnung nötigen Truppen behält . Deutschland ist ferner be¬
reit . seine Festungen im Westen zu schleifen und eine militärisch
unbesetzte Zone einzurichten . Zur Festsetzung von Einzelheiten
verlangt Deutschland die Aufnahme von mündlichen Ver-
Handlungen.

Im folgenden Abschnitt über die territorialen Fragen wird
in Übereinstimmung mit den 14 Punkten Wilsons der Grund¬
satz ausgestellt, dah kein Gebiet von Deutschland abgetrennt
»verden darf , dessen nationale Zugehörigkeit durch jahrhundert -
tauge konfliktlose Vereinigung mit dem deutschen Staatswesen
unbestreitbar bewiesen ist, oder dessen Bevölkerung sich nicht
mit der Abtrennung einverstanden erklärt . Es werden dann
Einzelheiten zur Erzielung einer unbeeinflussten Volksabstim¬
mung angeführt und es wird betont, dah jedenfalls nicht wegen
Holzes und Zinkerzes willen Menschen von einer Soiweränität
zu einer anderen verschoben werden sollen.

Betr . das Saarbecken wird die in den früheren deutschen
Roten ausgesprochene Lösung wiederholt . Dabei wird betont,
dass die von der Entente vorgeschlagene Eigentumsübertragung
der Saarbergwerke das Hundertfache der französischen Forde-
rungen erreichen würden . Betr - Elsaß -Lothringen wird Volks¬
abstimmung verlangt . Im Falle eines Anschlusses von Elsah -
Lothringen mühten die Rechte sämtlicher Bewohner - sichergestellt
»verden und das Land einen entsprechenden Anteil an den deut.
sehen Schulden übernehmen .

Für Deutsch-Österreich wird die Möglichkeit eines Anschlusses
an Deutschland verlangt .

Die Abtretung eines grösseren Teiles Oberschlesiens wird
abgelehnt, da es eine deutsche Mehrheit aufweist . Es läge
auch nicht im Interesse der Alliierten , Oberschlesien nicht bei
Deutschland zu belassen, da die Verpflichtungen aus dem- Welt¬
kriege Deutschland höchstens mit , niemals aber ohne Olwr.
schlesien erfüllen könne . Soweit das preußische Posen polnisch
ist und , abgesehen von einem Verbindungsweg mit Ostpreußen ,
welcher Deutschland unbedingt erhalten bleiben muh , Gebiets¬
teile Westpreußens unzweifelhaft polnisch gesinnt sind , ist
Deutschland bereit, sie an Polen abzutreten . Die beabsichtigte
nationale Vergewaltigung Danzigs wird abgelehnt . Deutsch¬
land ist bereit, die Häfen Memel, Königsberg und Danzig' zu
Freihäfen auszugestalten , und dort Polen weitgehende Rechte
einzuräumen Die Lostremnung ostpreußischen Gebiets wird
nbgclehnt . v

Bezüglich Schleswigs schlägt Deutschland vor, dah die Be-
grenzung des Abstimmungsgebietes nach, Süden mit der Linie
zusammenfällt , welche die llmschlagslinie der sprachlichen
Mehrheit bedeutet. Die deutschen Behörden bleiben während
der Abstimmung bestehen, werden aber einer aus gleichviel «»
Deutschen und Dänen mit einem schwedischen Obmann an der
Spitze bestehenden Kommission unterstellt .

Die Er teotesorderungen über die deutschen Kolonien stehen
in einem unvereinbaren Widerspruch mit dem b. Punkw des
Präsidenten Wilson. Deutschland hat seine Kolonien recht¬
mäßig erworben und in zäher Arbeit verwaltet . Der Kolonial ,
besitz ist für Deutschlands Zukunft notwendiger als früher ,
weil Deutschland Rohstoffe für seine Volkswirtschaft möglichst
aus eigenen Kolonien beziehen muh , seiner Valutaverhältnisse
wegen und weil es in diesem Absatzgebiete nir sein Jndustric -
nnd Siedelungsgebiet wenigstens für einen Teil seines Bevöl-
kerungsübcrschuffes haben muh . Die deutsche Regierung hält
die feindlichen Forderungen des Verzichtes Deutschlands auf
seine Kolonien für ungerechtfertigt und schläat die Verweisung
der Kolonialfrage an einen besonderen Ausschuß vor. Unter
Aufrechterhaltung des Anspruches auf Wiederherausgabe seines
Kolonialbesitzes, ist Deutschland bereit , falls der Völkerbund
zustandekommt. die Verwaltung seiner . Kolonien nach den
Grundsätzen des Völkerbundes, gegebenenfalls als dessen Man¬
datar zu führen .

Deutschland beansprucht keinerlei altrussischcs Gebiet und be¬
trachtet die staatsrechtliche Struktur einzelner russischer Saaten
als deren Angelegenheit. Ein Recht Rußlands auf Wieder;
Herstellung und Wiedergutmachung durch Deutschland wird nicht
anerkannt .

Die Denkschrift geht sodann zu den Fragen der deutschen
Interessen und Rechte auherhaE- Deutschlands , des AußenhaiH

dels und der Seeschiffahrt über . Deutschland bedartder See .
schiffabrt für sein gesamtes Wirtschaftsleben . Die Wegnahme
de« internierte « deutsche« Schiffe ist völkerrechtlich ««begrün,
det. die Wegnahme der deutschen Kabel eine ungerechtfertigte
Einschränkung des deutschen Nachrichtendienstes. Durch die
Beseitigung deutscher Keckste und Ansprüche und Liquidierung
deutschen Privateigentums im feindlichen Luslande selbst nach
Friedensschluss wird der deutsche Auhenhandel von jeder Betä .
tlgung ausgeschlossen und die Möglichkeit eines Wiederaufbaues
abgeschnitten. Die Forderung auf Auslieferung der übersee¬
ischen Flotte ist unannehmbar , dagegen ist Deutschland bereit ,
sich an den für die Gesamtheit erforderlichen LranSportleistnn ,
gen zu beteiligen, indem es die Schiffe für einen Weltpaol
fahren lässt, welcher für alle beteiligten Frachten einheitliche und
gleiche Mitwirkung vorsiehl. Deutschland ist bereit , die Bauver »
Pflicht »ng für Handelsschiffe zu übernehmen .

Eine Ersatzpflicht besteht für Deutschland nur für de« Scha,
de», welcher der Zivilbevölkerung durch Angriffe zugefügt
wurde, und zwar in Belgier» und Nordfrankreich. Eine Ersatz.
Pflicht a» Italien , an Montenegro , an Serbien und Rumänien ,
sowie Polen wird abgelehnt, weil Deutschland hier nicht ange¬
griffen hat.

Bezüglich der finanzielle « Leistungen für Schadenvergütun¬
gen stellt Deutschland den Grundsatz der Gegenseitigkeit auf
und lehnt die Erstattung der unmittelbaren Kriegskosten und
der Kosten für das Besatzungsheer ab . Da Deutschland in je¬
der Hinsicht wehrlos ist, ist die Sicherheit durch Besetzung nicht
notwendig., Deutschland erklärt sich bereit , nach Maßgabe fer¬
ner Leistungsfähigkeit einen bestimmten Prozentsatz der ge¬
samten Einnahmen des Deutschen Reiches und der Einzelftsta-
trn als Annuität zu zahlen. An der Wiedergutmachung müssen
auch alle Gebiete beteiligt sein, welche durch den Friedensent -
Wurf von Deutschland ahgetrennt werden.

Es folgt dann der 'bereits bekannte Vorschlag über di« Bezah¬
lung des Schadenersatzes im Höchstbetrage von IVO Milliarden
Goldmark . Die ab 1926 zu liefernde Annuftät " soll in dein
ersten 19 Jahren nicht höher sein, als der bewilligte Gegenwert
einer Milliarde Goldmark. Die Zahlung der Annuitäten kann
durch eine Garantiekasse fichergestellt werden . Falls Deutsch¬
land mit einer Annuität in Verzug sein sollte, könnte den En .
tenteregierungen die Kontrolle über den Dienst dieser Kaffe zu-
gestcmden werden.

In der Frage der Herausgabe , sowie deS Ersatzes von Ma¬
schinen betont die Denkschrift, dah diZ hierfür notwendigen
Massnahmen unter Wahrnehmung iwr wirtschaftlichen Souverä¬
nität der deutschen Regierung getroffen werden müssen, dah
also die von der Entente vorgeschlagene Wiederherstellungs -
kommifsio » anders zusammengesetzt und mit anderen Befug ,
niffen ausgestattet werden müsse .

Zur Deckung der Produktion der zerstörten Kohlengruben
in den nächsten 10 Jahren ist Deutschland bereit , in der ersten
Zeit 20 Millionen und in 5 Jahren 8 Millionen Tonnen jährlich
als Höchstmah zu liefern . Ferner wird Beteiligung der deut- '
schen Schachtbau-Unternehmungen an der Wiederherstellung
der zerstörten Gruben vorgeschlagen. Die Forderungen betr.
die '

chemische Industrie ist Deutschland anzunehmea bereit ,
doch seien mündliche Verhandlungen über die Einzelheiten die.
ser Frage notwendig. An Stelle iftr im Friedensentwurfe vor- -
gesessenen einseitigen Rechte für die Ententexegierungen wird
für eine kurze Reihe von Jahren gegenseitige unbedingte Meist,
begünstigung in allen wirtschaftlichen Beziehungen mit einzel .
neu sachlich angemessenen Ausnahmen vorgeschlagen. Die Ab-
gäbe von Eisenbahnmaterial an Polen wird abgelehnt , ebenso
die Verpflichtung, neue Bahnen nach Vorschrift der Alliierten

.zu bauen . Die Annahme der Ententebestimmungen über die
Binnenschiffahrt ist mit der Fortdauer der Souveränität
Deutschlands unvereinbar und ««möglich. Deutschland ist be-
reit , den deutschen Strornverkehr allen Staaten zu öffnen ,
jedoch sind an der Verwaltung lediglich die Uferstaaten zu be¬
teiligen.

Deutschland verlangt , daß alle Kriegsgefangenen «nd Zivil-
internierte «, die verurteilt wurden , freigesprochen werden.

Betreffend Verhandlung und Heimbefärdcrung müssen ver-
traglich alle Erleichterungen gewährt werden , welche den alliier¬
ten Kriegs , und Zivilgeftngenen von Deutschland beim Was-
fenstillstand gewährt wurden . Die deutsche Regierung kann
nicht Massen , dah der deutsche Kaiser vor ein fremdes Aus¬
nahmegericht gestellt und nach Grundsätzen nicht des Rechtes,
sondern der Politik gerichtet wird . Die deutsche Regierung
erklärt sich nicht damit einverstanden , daß an Holland ein Ge¬
such um Auslieferung des Kaisers gestellt wird . Deutschland
kann nicht die Verpflichtung übernehmen , den Ge- nern diejeni¬
gen Personen , welche eines Verstoßes gegen die

'
Kriegsgesetze

beschuldigt werden, der Entente zur Aburteilung zu überant¬
worten .

Au der Arbeiterfrage übergehend , erklärt die Denkschrift, ein
Friede , der die Gleichberechtigungder Arbeiterschaft nicht bringt
könne nicht von Dauer sein . Deutschland beantragt deshalb
in Übereinstimmung mit den Arbeitern aller Länder erneut die
Einberufung einer Konferenz der Arbeiterorganisationen de¬
ren Ergebnis sowohl für das materielle Arbeiterrecht, wie fürdie internationale Arbeiterorganisation , in dem Friedensver -
trag aufzunehmen und daniit zum internationalen Recht zu er .
heben sein werde.

Der letzte Abschnitt erklärt die von der Entente vorgeschlage¬nen Bürgschaften für die Durchführung für unannehmbar . Die
Möglichkeit eines deutschen Angriffes , sei ausgeschlossen . Die
Besetzung würde die Durchführung der übernommenen Ver¬
pflichtungen zur Wiedergutmachung erschweren wenn nicht
unmöglich machen . Deutschland erwartet deshalb Räumungder besetzten Gebiete spätestens 6 Monate nach der Nnterzeich.
nung .

Zum Schluß erklärt die Denkschrift, daß sie den Alliierten als
Bürgschaft wirksamere Mittel als Zwang und Gewalt biete.
Durch den Willen des deutschen Volkes wurde Deutschland De¬
mokratie »urd Republik. Eine Rückkehr zu Verfassungszuständen ,unter denen der Wille des deutschen Volkes missachtet werden
könnte, ist ausgeschlossen . Das neue Deutschland ist überzeugt ,Vertrauen zu verdienen und darf darum Aufnahme in den
Völkerbund «erlangen . Die Zugehörigkeit Deutschlands zumVölkerbünde dürste die stärkste Bürgschaft für die Vertragstreue
jeder deutschen Regierung biete» . Wesentlich grösser könnte
aber der innere und äussere Wert dieser Bürgschaft sein, wenn
sich , der Sieger bereitfinden liehe, Deutschland beim Wieder ,
aufbau seines Wirtschaftslebens tätig zu helfen . Die deutsche
Regierung würde ihre Pflicht verlern , wenn sie auf die Fol .
gen eines Gewaltfriedens nicht nochmals Hinweise . Das Schick¬
sal Rußlands spricht eine deutliche warnende Spräche . Im Be¬
griffe , Ein neues , auf Freiheit und Arbeit beruhendes Gemein ,
wesen zu begründen , wendet sich dgs deutsche Volk an seine
bisherigen Gegner . Es verlangt im Interesse aller Volke - und
Menschen einen Frieden , dein es nach der inneren -Überzeugung
seines Gewissens seine Zustimmung zu geben vermag .

Die dentscbe IDantelnote . .
* In der gestern mittag der Friedenskonferenz der Alliier-

ten übergebenen Mantelnote heisst es u. a . :
„Wir waren nach Versailles in der Erwartung gekommen,einen auf der vereinbarten Grundlage aufgobauten Friedens -

Vorschlag zu erhalten , wir hofften auf den Frieden des Rechts,
den man uns vermißen . Wir waren entsetzt, als wir jenes

Dokument lasen, welche Forderungen die siegreiche Gewalt
des Gegners an uns stellt. Je tiefer »vir in den Geist dieses
Vertrages eindrangen , umso mehr überzeugten »vir uns von
seiner Undurchfühvbarkeit. Die Zumutungen dieses Vertra -
ges gehen über die Kraft des ' deutschen Volkes.

"
Die Mantelnote kommt dann aus . die territorialen und

wirtschaftlichen, sowie sonstigen Forderungen der Entente »
FriedenSvorschläze zu sprechen und erklärt :

«So soll ein ganzes Volk seine eigene Ächtung, ja sein
eigenes Todesurteil unterschreiben . Deutschland weih, dass
es Opfer bringen muh , um zum Frieden zu kornmen. Deutsch,
land weih, dass eS solche Opfer vertragsgemäß zugesichert
hat und will darin an die äuherste Grenze dessen gehen, was
chm möglich ist.

Erstens . Deutschland bietet an , mit der eigenen Entwaff¬
nung allen anderen Völkern voranzugehen , um zu zeige»»,
dah eS helft » will, das neue Zeitalter des Rechtsfriedens her¬
beizuführen . SS gibt die allgemeine Wehrpflicht auf und
verringert , von Übergangsbestimmungen abgesehen, sein Heere
auf 100000 Mann . Es verzichtet auf alle Schlachtschiffe , aber
es setzt voraus , dah eS sofort als gleichberechtigter Staat in
den Völkerbund ausgenommen wird .

Zweitens . In territorialen Fragen stellt sich Deutschland
rückhaltlos auf den Boden des Wilsonschen Programms und
verzichtet auf feine Staatshoheit in Elsaß -Lothringen , wünscht
aber dort freie Volksabstimmung . Es tritt den größten Teil
der Provinz Posen mit der Hauptstadt Posen an Polen ab ."

Es folgen dann weitere deutsche Vorschläge über die Ge¬
währung von Freihäfen in Danzig , Königsberg und Memel
an die Polen , die wirtschaftliche Versorgung Frankreichs mit
Kohlen, die Volksabstimmung in Schleswig, die deutschen.
Kolonien, die deutsche Schadenersatzzahlung bis zur Höchst¬
summe von 100 Milliarden in Gold und eine Aufzählung dev
wichtigsten Vorschläge , die wir zu machen haben . Wegen wei¬
terer großer Opfer , sowie wegen der Einzelheiten wird aus
die beiliegende Denkschrift und ihre Anlagen verwiesen. In
der Mantelnote heisst es dann weiter :

„Die für die Ausarbeitung dieser Denkschrift uns gesetzte
Frist war so kurz, dah es unmöglich war , alle Fragen zu er¬
schöpfen . Eine fruchtbare und aufklärende Verhandlung
könnte nur in mündlichen Unterredungen stattfiichen. Dieser
Friede soll das größte Vertrag werk der Geschichte werden.
Es gibt kein Beispiel, dass so umfassende Verhandlungen nur
durch Notenaustausch geführt worden sind . Die Empfindung
der Völker, die so ungeheure Opfer gebracht haben , verlangt ,
dah die Bestimmung über ihr Geschick in offenem rückhalts¬
losen Gedankenaustausch erfolgt. Deutschland soll den ihm
vorgelegten Vertrag mit feiner Unterschrift versehen und ihn
erfüllen . Auch in seiner Not ist ihm das Recht zu heilig,
als dah es sich dazu hergeben könnte, Bedingungen anzuneh¬
men, für deren Erfüllung es nicht einstehen kann. Wohl
haben immer wieder in der Geschichte der letzten Jahrzehnte
die Friedensverträge der Großmächte das Recht deS Stär¬
keren bekundet, aber jeder von diesen Friedeilsschlüssen ge¬
hört zu den Urhebern oder Verlängerern des Weltkrieges .
Wo in diesem Kriege der Sieget zu den Besiegten gespro¬
chen, in Brest-Litowsk und Bukarest, waren seine Machtworte
nur eine Aussaat künftigen Unfriedens .

Die hohen Ziele, die zuerst unsere Gegner für ihre Krieg-
führung ausgestellt haben , das neue Zeitalter gesicherten
Rechtsfriedens , erfordern einen Vertrag von anderer Gesin¬
nung . Nur ein Zusammenarbeiten aller Völker, ein Zusam¬
menarbeiten der Hände und des Geistes kann einen Dauer¬
frieden schaffen . Wir täuschen uns nicht darüber , wie stark
der Hah und die Erbitterung sind , die dieser Krieg erzeugt

c. hat , doch sind die Kräfte , die für eine Einigung der Mensch¬
heit am Werke find, jetzt stärker als je zuvor . Es ist die
geschichtliche Aufgabe der Friedenskonferenz von Versailles ,
diese Einigung herbeizuführen ."

WadLscde Illebevsicbl .
s Vgdiscde Mocbenrückbllcke .

(Zur Versorgungsfrage . —
'
Dir Bekämpfung der Wobuungs -

not. — Mehr Rücksicht auf dir B - lksstimmung !)

Die Frage „ Freier Handel oder gebunde ne Wirt¬
schaft ? " gibt nach wie vor zu lebhaften Erörterungen An-
lah . In einer der Zuschriften, die uns neuerdings zu diesem
Thema zugingen und in denen durchweg die Überzeugung
zum Ausdruck kommt, dass der freie Handel heute Überfluß
für die Reichen und Hungersnot für die Armen bedeuten
würde , wird auf den merkwürdigen Umstand hingewiesen, daß
die Wortführer des freien Handels auch

^ Mitläufer unter den
Konsumenten finden . Der Einsender führt dies, u . E . mit
Recht , auf die vielen Fehler und Schwerfälligkeiten des Be«
amtenapparates der Kommunalverbände und ähnlicher Be¬
höben zurück und verweist dabei u . a . auf die Notwendigkeit
rechtzeitiger und ausreichender Aufklärung bei Vorkommnissen,
die in der Bevölkerung Befremden und Unzufriedenheit aus -
lösen müssen. „Bessern wir "

, so sagt er zum Schlutz , beson-
ders im Hinblick

'
auf die Eventualitäten , die sich aus der Nickt -

Unterzeichnung des Friedensvertrages ergeben könnten , „ die
behördliche Verteilung ! Lernen wir aus den gemachten Feh-
lern ! Dazu mutz aber auch die kommunale Behörde
mehr als bisher Fehler einsehen und nicht bloß alles
zu beschönigen suchen . Sie muh die Presse zu« Auf¬
klärung und Propaganda benützen und sich nicht nur dann
äußern , wenn es infolge allgemeine»» Unwillens »»icht mehr
anders geht ! Sie darf sich nicht wie bisher äls Selbstzweck ,
sondern als Dienerin des Volkes betrachten . Andererseits
gibt es , wenn es hart auf hart kommt, nur ein Mit¬
tel ! Man setze besondere Gerichte ein und
gebe ihnen Vollmacht , Zuchthaus st rasen
wegen Lebens Mittelschiebungen zu verhän¬
gen und zu voll st recken . Wenn erst die sechs ersten
Schieber und habsüchtigen Bauern derartig bestraft worden
sind, wirds sofort besser ! Durch die Gemeinheit dieser Leute
sind jedenfalls mehr Kinder, Frauen und Männer ums Le¬
ben gekommen, als jemals eine Engelmacherin oder ein Raub¬
mörder ins Jenseits befördern konnte ! " — Auch wir find der
Überzeugung, dah es kaum ein zuverlässigeres Mittel gegen
den Wucher und das Schiebertum gibt, als die Anwendung
drakonischer Strenge , wie sie in dieser Zuschrift gefordert
wird . Wer einmal so tief gesunken ist, die Not des Vater¬
landes und den Hunger seiner Nebenmenschen zu wucherischen
Zwecken auszubeuten , der gehört von Rechts wegen aus
der anständigen menschlichen Gesellschaft ausgeschlossen. Rur
mühte die Befugnisse der Gerichte nach unserer Meinung noch
dahin erweitert werden, daß sie neben der Zuchthausstraft auch
auf Vermögenseinziehung erkennen könnten.

*
Angesichts der Unmöglichkeit , die ständig wachftnde Woh¬

nungsnot durch Neubauten und ähnliche Mahnahjnen allein
zu beheben, ist das Arbeitsministerium zu der Überzeugung ge-
langt , dah e- notwendig ist, die bestehenden Wohnungen starker
zu belegen. Es hat darum bereits eine neue Verordnung
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« mekündigt, di« Bestimmen wird , wieviel W » 4 » rinme ,m
««gemeinen ein Haushalt in Anspruch nehmen darf und
Sah die Gemeinde die darnach entbehrliche »
Raum « «m Wohnungssuchende zuweisen kann .
Diese Maßnahme wird der Regierung den Dank aller derer er»
WMbeu, die unter dem Wohnungselend zu leiden Haben , insbe .
sondere auch der zahlreichen Kriegsgetrauten und derjenigen ,
die infolge Stellenwechsels oder Versetzung gezwungen waren ,
ihren bisherigen Wohnort mit einem neuen zu vertauschen.
Um der Verordnung aber auch die tatsächliche Wirkung zu
sichern, wird eS Pflicht der Gemeinden sein, von der ihnen
künftighin eingeräumten Befugnis ohne Ansehen der Person
Gebrauch zu machen . Wir sind der festen Überzeugung , daß
«S Labei durchaus nicht zu Härten zu kommen braucht , wenn
bei dieser zwangsweisen Einquartierung zunächst einmal vor
allem an die HeranMhung der . Schlosser , Kasernen ,
ke er stehenden oder von verhältnismäßig wenig Personen
Bewohnten Billen gegangen wird und wenn bei der Ermitt¬
lung des Personenstandes nur die Zahl der zurzeit tatsäch¬
lich im Hause wohnenden Haushaltsangehörigen usw . berück,
sichtigt wird . Es gibt bekanntlich auch heute noch zahlreiche
Fälle , in denen kinderlose Ehepaare , ja sogar alleinstehende
Personen Wohnungen innehaben bezw. durch Zeitungsanzeige
suchen , deren Räumlichkeiten bequem für zwei und drei Fami¬
lien Unterkunft bieten könnten. ' Hält man sich also in erster
Linie an diese Gelegenheiten , so wird man an die Inhaber
kleinerer Wohnungen vorderhand wenigstens an manchen Or .
len nicht heranzutreten brauchen . Im übrigen möchten wir
auch an dieser Stelle darauf aufmerksam machen , daß derjenige,
der mehr Wohnräume hat , als er unbedingt gebraucht, gut tun
wird, schon jetzt einen ihm zusagenden Mieter bei sich aufzu -
«ehmeck , da ihm - er später von der Gemeinde zugewiesene
vielleicht nicht paffen wird . Dem heute schon vorauszusehenden
Einwand mancher Wohnungsinhaber : „Ja , was fangen wir
dann mit unseren Möbeln an, ", kann man ruhig entgegen-
halten , daß sie ja die Einrichtung in vielen Fällen werden mit
vermieten können und daß es im übrigen dem Geist der Zeit
eher entsprechen wird, einige tote Möbelstücke auf dem Speicher
unterzubringen als den lebenden Mitmenschen obdachlos zu
lassen oder in ungesunden und überfüllten Räumen zusam -
menzupferchen, Zumal dann , wenn es sich, um KriegSteilneh-
mer handelt , die jahrelang im Schützengraben lagen und die
Verwüstungen des Krieges von den Wohnstätten der Heimat
sernhalten halfen .

Durch eine weitere, ebenfalls in dieser Woche angekündigte
Verordnung des Arbeitsministeriums , sollen die Mieter über '
Bie vom Reich erlassenen Anordnungen hinaus in stärkerem
Umfange gegen eine Ausbeutung ihrer derzeitigen Notlage
durch die Vermieter geschützt - werden . Es sollen nicht nur
alle künftigen Mietfteigerungen der Lehörd -
kichen Genehmigung unterliegen , sondern die
Behörden sollen auch berechtigt sein, die früher
vereinbarten Mietpreise auf Anrufen auf
eine angemessene Höhe he r ab zu s etz en . Auch
die Ankündigung dieser Verordnung ist in Mieterkreisen allge¬
mein mit lebhafter Genugtuung begrüßt worden.

Unter der Spitzmarke „ Nationale Würde " wurde die¬
ser Tage von einem höheren Beamten in einem Karlsruher
Matte , der „Badischen Landeszeitung ", ein Thema öffentlich
angeschnitten, das , wie wir wissen , in Privatgesprächen —
und zwar nicht nur in Karlsruhe — zur Zeit des öfteren
Behandelt wird. „Man glaubt ", so heißt es in dem Artikel,
»es gelte Freudenfeste zu feiern. Seit Wochen sieht man in
Karlsruhe wehende Fahnen der Studentenverbin¬
dungen und es sind ihrer nicht wenige. Selbst währen¬
der Woche der nationalen Trauer wehten sie lustig in die
Winde. Sie waren hochgezogen und kein Trauerzeichen war
an ihnen zu sehen. Sorglos und leicht flatterten sie , als
würfen sie den letzten Rest nationaler Würde in die Winde.
Eine trägt sogar die Farben der französischen Trikolore , und
die französischen Soldaten , die man hier sieht, können sich ihre
Gedanken machen und stolz zu ihr aufblicken. Den biederen
Deutschen aber plagt daS nicht . Arger stört immer die Ge¬
mütlichkeit. Er aber will seine Ruhe haben . Althergebrachtes
ist es ja nur , was er hier sieht. Er ist kein leidenschaftlicher
Hamlet , der Bräuche kennt, bei denen der „Bruch mehr ehrt
als die Befolgung "

. Vielleicht find ihm diese Fahnen sogar
«in Trost in seinem Elend . Sie künden, daß ihm über dem

nzen Zusammenbruch wenigstens seine StuLentenverbin -
ngen erhalten geblieben sind . Immerhin ! Warum wählt

« an aber nicht die Fahne der Trauer ? Mit flatternden Fah -
«en ist noch keiner begrüben worden ; warum zeigt man sie.
wenn daS Vaterland versinkt? Das ist nicht nur Geschmack¬
losigkeit , das ist weit mehr . Man kann die Erde umwandeln ,
aber kein Volk treffen , das solches tun und dulden würde ."

Wir können dem Sinn dieser Ausführungen nur zustimmen
und hinzufügen , daß in weiten Kreisan der Bevölkerung auch
daS Couleurtragen der Studenten als unangebracht
und unzeitgemäß empfunden wird und zwar aus verschiedenen
Ursachen heraus . Einmal verbindet sich für das Volk im
allgemeinen mit dem Anblick der studentischen Farben un¬
lösbar die Vorstellung vom flotten Bruder Studio , von alter
Burschenherrlichleit und frohem in den Lag hinein leben.
Gerade dafür aber haben auch jene Volkskreise, die im Frie¬
den der Poesie und Romantik des Studentenlebens
dolle Sympathie entgegenbrachten, in diesen Tagen , in denen
»nser Vaterland in Elend , Jammer und Schmach versinkt,
kein Verständnis . Zum andern sollte in dieser Zeit auch
alle» vermieden werden, was irgendwie geeignet ist, an Klas¬
sengeist und Standesgegensätze innerhalb des Volkskörpers
zu gemahnen und dabei daran zu erinnern , daß es eine Zeit
gab, in der die Zugehörigkeit zu gewissen feudalen Corps als
die sicherste Anwartschaft auf anderen Sterblichen kaum er¬
reichbare Ämter und Würden im preußisch-deutschen Obrig¬
keitsstaate galt . —f.

. Presseabteilung des Ministeriums des
Iknnern.

* Die Mitteilung eines hiesigen Blattes , daß als weiteres
Mitglied der Presseabteilung im Ministerium des Innern der
frühere Chefredakteur der „Badischen LandeSzeitung " Walther
Günther bestimmt worden ' sei , entspricht in dieser Form
nicht ganz den Tatsachen. Dem Ministerium des Innern ist
davon amtlich noch nichts bekannt , auch das Staatsministerium
hat noch keinen dahingehenden Beschluß gefaßt . Es dürfte sich
einstweilen lediglich darum handeln , daß die demokratische
Partei bei der Wahl , ihres Vertreters im Ministerium sich
über die Auffüllung des Herrn Günther schlüssig geworden ist.

Lvangellscbe pkarrkandldsten .
* Amtlich wird uns mitgeteilt :
Nachstehende sieben Kandidaten , die sich der zweiten theo¬

logischen Prüfung in diesem Frühjahr unterzogen haben , sind
Unter die evang . Pfarrkandidaten ausgenommen worden :
Wilhelm Alten st ein von Konstanz, Karl Arnold von
Hirschlanden, Hermann Brecht von Dossenheim, Robert
Brecht von Karlsruhe , Rüben Fink von Erfurt , Otto
Kämmerer von Graben und Theodor Speck von Mann¬
heim.

Streik in Mannheim .
» Di« Arbeiter der « ektrtzit»« . , Ga». und « afferwerke

in Mannheim sind soeben in Be» LsSftand getreten. Nach¬
dem erst vor kurzem auf geordnete Weise mit ihren Ver¬
tretern ei» Tar ifvertrag übgeschloffen worden ist, fordern die
Arbeiter nunmehr von der Stadt eine Teuerungszulage v«a
3 Mark Pr« Tag, »hne diese Fiederung durch Ge Gewerk¬
schaften nnd die Ardriteeansschiiffe einzubringrn . Rach Ab¬
lehnung der Forderung find die Arbeiter in den AuSstand
getreten , so daß Mannheim ohne Licht und Wasser ist. '

Line Ikundgebung der Mannheimer
Jugend.

80 . In eurer Kundgebung der Mannheimer I rgend im
Musensaal des Rosengartens wurde folgende an die Regie¬
rung gerichtete Entschließung angenommen : . Wir , die im
Mufensaal des Rosengartens zu Mannheim in eindrucksvoller
Kundgebung versammelte Jugend , wollen unter Hintansetzung
alle» Trennende » mit volle / Kraft zusammrustehe« drlm Wie¬
deraufbau Deutschlands. Allem zum Trotz, da uns der Ge-
Waltfrieden zu vernichten droht, find uns Einheit und Freiheit
die höchsten Ideale . Diese Ideale hoc^ uhalten geloben wir
gerade in dieser schwersten Stunde unseres Vaterlandes ."

Landesversammlung der bad. Strassen -
rneister- Anwärter.

* Am 89 . Mai fand in Sinsheim die Hauptgründungsver .
sarmnlung des Vereins bad. Strahenmeister - Anwärter statt , in
der neben der Festsetzung der Bereinsstatuten der Vorschlag
einstimmige Annahme fand , alles daran zu setzen, um zu er.
reichen, daß auch den badischen Straßenmeisteranwärtern die
ihnen gebührende Stellung , auf welche sie gemäß ihrem abge¬
legten Examen und ihrer Anwartschaft Anspruch haben, zu-
kommt. Einstimmig verurteilt wurde dabei auch jede Bevor -
zugung bei der Stellenbesetzung außerhalb der Reihe -der
drenstältesten Anwärter . Ferner wurde der Beschluß gefaßt ,den Verein dem Hauptverband der badischen Beamten , und
Lehrervereine anzuschliehen.

Forderungen des Bauernstandes .
^ oc . In einer in Tauberbischofsheim abgehaltenen , von über600 Landwirten aus dem Bezirk Tauberbischossheim besuch¬ten Versammlung wurden in drei Entschließungen die For¬derungen des Bauernstandes niedergelegt. In der ersten Ent -
schließung wird die sofortige und völlige Aufhebung der
Zwangswirtschaft bezw . mindestens deren raschester Abbau
verlangt , und zwar vor allem für Heu, Stroh , Gemüse, Obst,Tabak, Branntwein , für Ole, dann für Futtergetreide , Haferund Gerste. Kalls die Zwangswirtschaft nur teilweise auf¬gehoben werden könnte, fordern die Landwirte , daß der land - -
ständische Ernährungsbeirat gleichmäßig aus Vertretern der
Konsumenten und Produzenten zusammengesetzt wird . So¬dann wird die Festsetzung von Höchstpreisen für sämtliche Jn -
dustrieerzeugniffe und Handelsartikel gefordert und weiter
verlangt , daß alsbald der größte Teil der zahlreichen fürst¬
lichen Güter des badischen Frankenlandes zu Bauernsiedelun¬
gen umgestaltet wird. Die standesherrschaftlichen Forstbesitzesollen den waldbedürftigen Gemeinden zugeführt werden . Diedritte Entschließung stellt die Forderung nach Umgestaltungder Landwirtschastskammer auf und zwar dahingehend, daßk>ese wieder zu ihrer eigentlichen behördlichen Tätigkeit .und
Bestimmung zurückgeführt wird. Das Landwirtschaftskammer -
Wahlgesetz soll zeitgemäß umgestaltet werden . Hierbei wäredie Vertreterzahl für Domänen und Forsten auf zwei einzu -
schränken, diejenige der großen laiMo . Verbände soll je einVertreter betragen , während alle übrigen Kammermitgliedervon Len Landwirten selbst zu wählen wären .

Demonstrationen der Lazarettinsassen in
Deidelberg und pkorzbetm.

oc. Die Insassen der Heidelberger Lazarette hielten vor
wenigen Tagen eine Versammlung ab, in welcher folgende
Wünsche der Verwundeten geäußert wurden : bessere Versor¬
gung mit Zigarren und Zigaretten , bessere Verpflegung , Wei-
tergewährung der Löhnung und der Verpflegungsgelder wäh¬rend des Urlaubs , ferner Entschädigung nicht nach dem Dienst¬
grad , sondern nach der Art und Schwere der Verwundung .Vor allem wurde bemängelt, daß bei der Verteilung der
städt . Tabakwaren die Verwundeten -nicht bezugsberechtigtwaren und bei der Weinverteilung übergangen worden seien.
Nach Schluß der Versammlung zogen die Verwundeten durchdie Straßen nach dem Proviantamt , wo der Proviantamts¬
inspektor. entwaffnet und festgehalten wurde, während Teil¬
nehmer an dem Demonstrationszug etwa 20V VW Stück Zi¬
garetten und einige Büchten Fleischkonserven an sich nahmen
«nd verteilte«.

Auch die Insassen der Lazarette in Pforzheim hielten eine
Protestversammlung ab. Die hier vorgetragenen Sortierun¬
gen gingen in der Hauptsache auf Gleichstellung der Rente für
Offiziere und Mannschaften. Außerdem wurden einige ört¬
liche Wünsche vorgetragen . Nach der Versammlung wurde ein
Demonstrationszug formiert , der sich durch einige Straßen
bewegte und in dem Schilder mit Inschriften getragen wur¬
den, die aus den Zweck der Demonstration hinwies . Die ganze
Veranstaltung verlief in ruhiger Weise.

Dandelsksmmer Deldelberg - Mosbacb .
* Die Handelskammer für die Kreise Heidelberg und Mos¬

bach hielt am Mittwoch ihre Hauptversammlung ab. Aus
dem dabei erstatteten Bericht über die Tätigkeit der Kammer
ist hervorzuheben , daß sich die Kammer auf Wunsch der Zclll-
und Steuerdirektion mid nach Anhören mehrerer Sachver¬
ständiger zur Frage der Verwendung von Ersatzstoffen bei
der Herstellung hon Zigarren äußerte . Hierbei kam in Über¬
einstimmung mit den Sachverständigen die Kammer zu dem
Beschluß, sich gegen die Zulassung von Ersatzstoffen, inSbe-
sondere auch gegen die Verwendung von Papier als Um- und
Deckblatt von Zigarren auszusprechen. Ferner befürwortete
die Kammer die Abschaffung der Messen und Jahrmärkte in
den größeren Städten . In der Aussprache wurde u . a . mit¬
geteilt, daß große, am Güterbühnhof liegende, der HeereSver -
waltung gehörende Holzmengen an die amerikanische Heeres¬
verwaltung verkauft worden seien. Dem Vorsitzenden, Geh.
Rat Schott, der nach stvjähriger Tätigkeit von seinem Amt
zurücktritt , wurde der Dank der Handelskammer für seine
ersprießliche Tätigkeit ausgesprochen.

Badische Leltungsstimmen .
„Bürgermeisterwahlra ."

* Unter dieser Überschrift schreibt der Karlsruher „Volks,
freund " zu den demnächst stattfindenden Bürgermeisterwahlen
tu Karlsruhe :

^Ein Zufall will «». LÜG in diese« Jatz» « it der « esc» » ,
ernruerung de» Bürgerausschuss «» «nd de» Stadtrotr» auch
eine Neuwahl von mcht weniger als g Bürgermeister « uw,
serer Stadt notwendig ist, indem die Amtszeit des Oberbürgev , -
meister» Sio - rist, wwie jene de» 1. Bürgermeisters Dr . Pani
und jene - es 3. Bürgermeister » Dr . Kleinschmidt abgelause»
ist. ES haben also mH weniger wie 3 Bürgermeisterwahlen!
stattzu finden und di« Bürgerschaft nnd deren Vertretung ,
Stadtrat und BürgerauSschuh , sehen sich vor die schwere Frag «
gestellt, ob sie die Geschicke der Stadt für die kommenden 8
Jahre den bisherigen Bürgermeistern überantwortet wisse» /
wollen, oder ich sie nach der gründlichen Erneuerung der beide»
andern Körperschaften auch die -eigentliche Stadlleitung er» -
neuern und mit neuen Männern besetzen wollen. Wir verra .
len kein Geheimnis , wenn wir aussprechen, daß in der Arbei.
terschaft geschloffen und im Bürgertum bei einem beträchtlich
großen Teil der Wunsch vorhanden ist, es möge zum mindeste» '
die Stelle des Oberbürgermeisters und jene des 1 . Bürgermei .
sterS durch ander « Männer besetzt werden. Es hat daher i»
der Gesamtbürgerschaft größtes Erstaunen und Befremden
erregt , daß die Wahlen der Bürgermeister vom Stadlrat Le.
reits aus nächsten Montag angesetzt worden find ; allgemein iss
der Eindruck vorherrschend, daß hier eine Überrumpelung bs.
abfichtigt ist. Wir möchten deshalb gegen die Art wie hie«
eine für die Stadt hochbedeutsame Angelegenheit erledigt wer.
- en soll , entschieden Verwahrung und Protest einlegen. Di« .
Arbeiterschaft und ihre Vertretung auf dem Rathaus wendetz
sich ganz entschieden gegen daS Galopptrmpo , in dem hier gear . s
beitet werden soll, und das so grundverschieden ist von den»
Tempo , in dem man sonst auf dem Rathaus zu arbeiten pflegt ,Wrr find der Meinung , daß unbedingt eine Änderung in de» ,
leitenden Personen unserer Stadtverwaltung einzutreten hat, .Es sei daran erinnert , daß bei der letzten Mahl des Oberbür .
germeisters die sozialdemokratische Fraktion weiße Zettel abgab,eS war damals , vor 9 Jahren , die einzig mögliche Form , uin
gegen die Wahl von Herrn Siegrist zu protestieren. In de»
verflossenen S Jahren hat sich nichts zugetragen, das die Sozial¬demokratie zu einer Änderung ihrer Haltung gegenüber der»
Oberbürgermeister veranlassen könnte. Ohne an die harten
Kämpfe erinnern zu wollen, die wir vor 6 Jahren gegen ditz
Verschacherungspläne der Straßenbahn durch den Oberbürger ,
meister führen mutzten, halten wir Herrn Siegrist , trotz aller
Anerkennung für seinen Fleiß und seine Tüchtigkeit in de«
Verwaltung der Stadt , nicht für geeignet, die Geschicke de«Stadt in der kommenden schweren Zeit des Aufbaues zu leisten,in der Zeit , in der die Stadt Karlsruhe ihre ganze Wirtschaft -
liche Entwicklung in neue Bahnen lenken wird, wo die Stadt
als nunmehrige Grenzstadt eine ganz andere Bedeutung al »
bisher gewinnen wird , wo sie von der fast reinen Beamtenstadii
sich zu einer Industrie - und Hafenstadt entwickeln wird. Da
gehört ein Mann der Tat , der Initiative , des kräftigen Zu.
Packens an die Spitze und kein Bureaukrat . — Was den 1.
Bürgermeister Dr . Paul betrifft , so darf die kurze Feststellung
genügen , daß Herr Dr . Paul durch seine engherzige Art der
Behandlung der Arbeiterfragen sich das Vertrauen der Arbei.
terschaft vollständig verscherzt hat . Ein Eintreten der Arbeiter .
Vertreter für ihn ist vollständig ausgeschlossen .

Abgesehen von diesen schwerwiegenden Einwänden, die wir
gegen die Wiederwahl der beiden genannten Bürgermeister an.
führen können, möchten wir aber auch betonen Latz es die Aw-
sicht der Arbeiterschaft und eines großen Teils des Bürger ,
tums ist, daß auch in den Stadtoberhäuptern sich die sozial«
Schichtung und die Parteigruppierung der Bevölkerung wieder,
spiegle, daß es vor allem absolut überflüssig und unnötig ist.
daß 4 Juristen an der Spitze der Stadtverwaltung stehen , daßes »veiterhin aber auch nötig ist. daß die stärkste Bevölkerung? ,
schicht. die Arbeiterschaft, durch Stellen eines Bürgermeisters
«ms ihren Reihen auch in der engeren Stadtverwaltung de »
ihrer wachsenden Bedeutung entsprechenden Einfluß zugebillig/
erhält , wie es in einer großen Zahl anderer Städte bereits der
Fall ist . Die Karlsruher Arbeiterschaft erhebt diesen An.
spruch hiermit in aller Form .

Wir glauben , die hier angeführten , rein sachlichen Bedenken
dursten genügen , um den Stadtrat zu veranlassen, die Wahldes Bürgermeisters auf einen späteren Zeitpunkt zu verlegen,zumal derselbe Wunsch auch von bürgerlicher Seite bereits aus .
gesprochen worden ist, damit »den Parteien und dem Bürger ,ausschuß eine ^gründliche Prüfung der gesamten für di« Stad »
so ungemein wichtigen Fragen möglich ist ."

Nus der Landeshauptstadt .
* Zur Bürgermeisterwahl . Am 2 . Juni soll in Karlsruhe die

Wahl von drei Bürgermeistern stattfinden. Da die Stadtrats .
Wahlen erst am 27 . d. M . erfolgten, bleiben dem BürgerauS .
schuß nach setner neuen Konstituierung nur wenige Tage Zeit ,um die Personenfrage zu erörtern . In der Bürgerschaftherrscht infolge dieser Eile, die man vielfach als Überrumpe,
lungsversuch bezeichnen hört, eine ungewöhnliche Erregung , zu.mal in weiten Kreisen ein Wechsel im Posten des Oberbürger .
Meisters gewünscht wird . (Vergl. den unter der Rubrik „Ba .
dische Zeitungsstimmen " von uns wiedergegebenen Artikel d «.HKarlsruher „Volksfreund "

) . Allgemein wird daS Verlangengestellt, daß die Wahlen vertagt werden, damit dem neugebil.deten Bürgerausschuß Zeit und Gelegenheit zu gründlicher
Prüfung der für das Schicksal der Stadt so bedeutsamen, jaentscheidenden Angelegenheit gegeben werde .

(Wie wir bei Redakttonsschluß hören, ist die Bürgermeister -
wcchl Mrs Beschluß der auf dem Rathaus vertretenen Parteien
vertagt worden . Am Montag nachmittag finden unter den
Parteien B ' srrechungen über die Bürae , mcifterwahl statt .^

80 . 75. Geburtstag . Am 8. Juni vollendet Geheimer Kom.
merzienrat Dr . h. c . Friedrich Koelle sein 75. Lebensjahr . Der
Jubilar entstastimt einer Bankierfamilie und war selbst lang«
Jahre Inhaber des väterlichen Bankhauses, bis es mit der
oberrheinischen Bank verschmolzen wurde. Auf politischem und
kommunalpolitischem Gebiete hat er sich als Stadtverordneter ,
Stadtrat und als Mitglied der Zweiten und der Ersten Kammei:
des badischen Landtags betätigt. Lange Jahr hindurch gehört«
er der Handelskammer , die längste Zeit davon als deren Prä .
sident , an . Wegen seiner großen Verdienste um die rheinische
Industrie wurde Geh. Rat Koelle von unserer Technischen Hoch,
schule zum Doktor ehrenhalber ernannt .

Ltaatsanzeiger .
AÜS der Miriam Kappel-Stiftung in Bühl ist ein EheauS.

fteuerpreiS von 685 M . 71 Pf . zu vergeben. Genußberechtigt«
find arme Verwandte der Stisterin , sodann solche ihres Ehe.
mannS , zuletzt sonstige arme israelitische Mädchen «ms dem
badischen Land . Gesuche find mit Geburt »., Armut», und Sil .
tenzeugniffe sowie den Nachweisen der Verwandtschaft mit den
Stisterin oder ihrem Manne binnen 4 Wochen bei dem Shnaga .
genrat in Bühl eiazureichen.

Karlsruhe , den 83. Mai 1919.
BerwaltungShaf.
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Für meine Leihanstalt
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»« kaufe, »,
und erbitte Angebote.

Ludwig SchweiSgut
Karlsruhe ,

Grdprinzeustraße 4 ." Arm - Holz
'

Buchenu- Eichen , z.Strecken
derKohlen, Forlen , Tannen
(Anfeuerhol-I, amtlich ftst-
gestellte Preise - Das Holz
wird auf Verlangen von 1
Zentner an aufwärts zuge¬

führt . Ausgabestelle:
Gerwigstraße SS

Fr . Kemp er mann
Telephon S206

InniiIielMlisni , Kpeitimmul
kiimlilluijiklini

Halt-st-ll« d«r - I-ktrischc» «ahn
am Schlachthof .

wenn auch reparaturbe¬
dürftig , werden stets au -
gekauft in F988

TVvlnIvurrv »
An» und Verkaufsgeschäft,

Kronenstraße 52 .
Tunnrlstemlieferung.

4300 eben Hausteine aus
Neckartälcr Sandstein für
Tunnelbauten nach Fin .«
Ministerialverordnung b.
3 . Januar 1907 frei Wa.
gen Auflieferungsbahnhof
ganz oder in Teilen öf.
fentlich zu vergeben. Zu,
gelassen sind alle geeigne-
ten Brüche des mittleren
Bundsandsteines im Nek»
kargebiete, welche von Ba .
denern betrieben werden.
Bedingnishefte auf unse.
rem techn . Bureau , neues
Güteramtsgebäude , zur
Einsicht , wo auch die 'Ange.
botsvordrucke nebst den be.
sonderen Bedingungen er .
hältlich find. Kein Ver.
fand nach auswärts . An.
geböte mit der Aufschrift

„Tunnelsteinlieferung "
spätesten- bis 21. Juni
ISIS , vorm. 11 Uhr, per-
schlossen und portofrei bei
uns einzureichen . Zu .
schlagHjrist 4 Wochen .
Heidelberg, 30. Mai 1919.

Bahnbauiuspektion L.
Pflaster - und Straße «,

banarbeite » im Mannhei .
mer Hauptgüterbahnhof
nach - er Finanzministe ,
rialverordnung vom 8. Ja .
nuar 1907 in 4 Losen öf.
fentlich zu vergeben. Be.
dingnishefte u. Pläne auf
unserer Kanzlei Tunnel -
straße Nr . ö zur Einsicht ,
wo auch die AugebotSvor.
drucke erhältlich. Kein
Versand nach auswärts .
Angebote mit der Auf.
fHrift „Pflaster , und
Stratzenbauarbeiten im
Hauptgüterbahnhof " spä.
testen- bis IS . Juni d. I -,
vormittags 11 Uhr, ver.
schlossen und postfrei bei
uns einzureichen. Zu.
schlagsfrist 3 Wochen .
Mannheim , 30. Mai ISIS.

Bahnbaninspekti»« 1,

Lmtllcbe Vekrmntmacbung .
Bekanntmachung .

Nach Mitteilung der Badischen Lande»kohle»ftrlle
stellen sich die Klemverkaufspreise für Ruhrkohten und
Kok» nut Wirkung ab 1 . Mai wie folgt:

yret » für «Ine » Zentner .
0» egt», a»

bah«w«g«> Sag«
Mk. Mi.

Ruhr -Eft-^stückkohlen » > . . . . 5 .08 5.30
Stückkohlen . 4 .98 5.20
Fettschrot und Maschinenkohlen 4 .90 5.15
Fettnutz I , H nachgesiebt . . 5 .30 5 .55
Fettnutz w . S .25 5 .50

E Etznutz I und 11 . 5.60 525
E ^ m » » » « » « » 8 .40 5 .65

SchanedekohlenNI u . IV nachges . . 5 .30 555
melierte Schmiedekohlen - - . 4.95 5.20
Anthracit -Rutzkohlen 1 nachgesiebt 5 .95 L20

. . 11 620 6.45
, » m 5 .80 6.05
» , n der Zeche

Langenbrahm . 6.30 6.55
Anchrarit-Eiformbriketts . . . . , 5.95 6.20

E Steinkohlenbriketts . 5 .75 6 —
Grobkoks . 8.55 6.70
Bwchkok» I . . 7 .— 725

7.05 7 .30
, m . 6.90 7 .15
„ l Consolidatton . . 7 .05 720
« n „ > « 7 .10 725

„ ., m .. 6.95 7.20
Offen in Fuhren frei vors HauS 28 Pfg . mehr als

ab Lager.
In Säcken oder Körben frei in» HauS 4z Pfg . mehr

als ab Lager . M817
Konnnunalverband SarlSrnhe Land .

„<FLStd»us u . I -oniloll-- -/,8uu»äev .(l.
L^ t^ lddruck ko«, .1.inie
stoar. Delepk . LcLüoster kuokt äes
vilclr . Llb^ le». Inmittenbent-Hoo .
v »I<t. bietet Ucklolnnxsbeäürktix. sn-

genebm . Lukentdnlt . 6Me Veipklcg. 8e». : p-ritr Soblegel.

W Asmei killel
^ ltbelmnntes Hsns kür Tonrioten , Lur -
gLste,Vereine , m<xl .eingerichtet, elektr .
I^ckt^ Läer, xeäeckte Temsse, «ckmttlg.

stsnektal (d» il .8vk*s.) Osrten, gute Lücke w. eig bietrgsrei,
reine Oberkircker ^Veine, ds^eriLcd Lier, mLüige kreise .

ümil Natt.

2ur »Isssvn -Vvi'KiIgllNg
6er ^ vlümsusv

nur »8«MNmoi-s "
Millirnsv » ist billig. 1 Röhre für V, bis 1 MorgenM 1 .80 . In Drogerien und Apotheken erhältlich,
wo nicht zu haben, durch unS direkt zu beziehen.
TheNW-bllktmologislher LÄmtorillN „Niliimoi-s",

Karlsrnhe , Herrenstratze 18.

Herr Leneralugent I . u <1vvig 2ioglsr in
XLrlsrutts (Latten ) , IVestenttstraLe 14, Kat ttie
Agentur unserer Anstalt niettergslegt . Lolange
ttie Agentur nicht vietter besetrt ist , verttsn ttie
Vsrsictiertsn gebeten , sieb in Angelegenheiten
unserer Anstalt an unsere UsupMgenlui »
Msnoliein , (Inbaber Herr Oenerrttagent 11 « in
>-ivI » Nnnlnn , ^ ugllsta -^ nlags 17) ru ventten .

Lerlin , tten 26. dl « 1919 .

Kr pkeirSIrcltt!!« üerüsn -ilöszlckeslülgz -kiinls!!.

I Eine Lebensfrage M bas Vavgewerbe I
! Eia Mer vnb Berater sör Behörbe»

'

Im Druck befindet sich r

vllS

Seine Abhängigkeit von
Erziehung und Stellung

der Baubeamten und
^ seine Heilung

. Bon

v Richard Rothaikkl
7 " Militär - Intendantur , und -Baurat

Bestellungen nimmt schon jetzt jede Buch¬
handlung entgegen und der

Verlag der G. Braunschen Hof-
buchdrrukerei in Karlsruhe i.B .

Kontroll -Kassen,
National , mit und ohne
Bondrucker» zu kaufen
gesucht . Angebote erbeten
unter T -79 a - d- Txped- der
Karlsruher Zeitung .

» Mok - »> , fvttvvNSVI '
gUNg

Wir empfehlen uns zur Lieferung aller für die
Milchwirtschaft erforderlichen Geräte» Maschine»
und Hilfsmittel . Auf Wunsch stehen wir mit fach¬
männischem Rat und Auskunft gerne zur Verfügung .
L« . ll MüeiMldM

KlWlbW I. MM
mit »tele« « »bildnn- en.

Mod. Seifenfabrikatton 12,80 M . Der Seifensieder
11F0. Die Kernseifen 6,60. . Die Bäckerei 14,76 . Di«
Konditorei 2SH0. Bonbonfadrikatton 1320 . Fleischerei
23,50. Tabak und Tabakfabrikate 19M . Tabakbau
und Tabakkunde 21,80. Zigarettenfabrikation 8,66h
Der prakt . Schuh, und Schäftemacher 8. Der Gerber
12,90. Der Böttcher 10,78. Automobiltechnik 1320,
Berbrennungsmotorentechnik 5,80. Praxis des Fliv -
gens 420 . Flugzeugtechnik 4 .25 . Elektrotechnik 820 .
Starkstronranlagen 8,80. Schule des Elektromonteurs
820 . Taschenbuch für .Monteure elektrischer Leitungen
820 . Elektr . Licht, und Kraftanlagen 4.80 . Elektro-
Aüskunftei 720 . Der mod. Installateur 33.85. HauS»
installatton 4,70. Schaltungsbuch für Schwachstrom!
520 . Der Metallarbeiter 920 . Metalltechnik 18. DeiS
Galvanotechniker 9,30. Der Maschinenbauer 12,40.
Der Maschinist 1725 . Hilfsbuch für Maschinisten und!
Heizer 6,60. Der Heizungsmonteur 16 50. Der mod.
Heizer und Kesselwärter 20,65 . Der WafserleitungS .
installateur 10.75 . Der GaS. und Wasserleitungsinstal¬
lateur 17,20. Der Fahrradreparateur 6,45. DeL
Feinmechaniker 5. Hilfsbuch für Uhrmacher 5 . Repa ,
ratur von Taschenuhren 620 . Die Fräserei 620 . Di«
Dreherei 6,50. Hilfsbuch für Dreherei 620 . Eisen»
und Metalldreher 320 . Der Schmied 920 . Hufbe,
schlag und Wagenbau 23. Berechnen und Schneide«
der Gewinde 6,45 . Autogenes Schweiften und Schnei,
den 1225 . Der Klempner 17,20 . Der Kupferschmied
10 . Die Blechabwicklungen4,40. Der Maurermeister !
9 .30 . Der Zimmermeister 9,30. Der Zimmermann 9,30.
Dachausnnttlungen 8 .60 . Dachschistungcn 325 . Der
Dachdecker 9,30. Der prakt. Tischler 36,70 oder 192«.
Der Mübelschreiner 6,60. Bürgerliche Möbel 12,90 .
Einfache moderne Möbel 10,75 . Küchenmöbel 12,10
oder 25,40. Der Drechsler 17,20 . Holzberechner 7,18.
Der Schnittholzberechner 2,90. Der Stellmacher 18.
Der Wagenfabrikänt 17,15 . Der Sattler 20,10. Da «
Polstern 11 . Der mod . Tapezierer und Dekorateur
13,60 . Der Dekorations - und Stubenmaler 7,50. Fir¬
menschriften 10. Fachzeichnen 10 .75 . Zuschneidekunst
für Herren 17,75 . Damenschneiderei 23,50. Perücken!,
rnacher und Friseure 12. Ondulation 5.50. 1000 Re.
zepte zu Handelsartikeln 6. Der Rechenhelfer 4.28.Der Lohnrechner 2. Deutsch 5,75. Rechnen 5,75. Bwch
führung 5,75 . Groher Briefsteller 5.75 . Bankwesen
5,75 . Der gute Ton 620 . Die Gabe der Unterhaltung8,20. Tanzlehrbuch 325 . Klavierschule 7,40. Violin»
schule 6,50 . Preisgekröntes Lehrbuch der Landwirt¬
schaft 13.35 . Kaninchenzucht 3,60. Ziegenzucht 3,60.
Geflügelzucht 3,60. Gartenbach 8,50 oder 5 .75. G«.
müsebau 9,70. Gegen Nachnahme. L. Schwarz L Co-Berlin 2 14 s , Annenstr . 24."

KiiMiWriiiW - 8anl
Karlsruhe i. B .

Gemäh § 28 der Statuten werden die Herren Aktiv-
näre unserer Gesellschaft hierdurch zu der Freitag »den 27 . Juni ISIS, nachmittags K4 Uhr, im Sitzung «,
saale unseres Bankgebäudes, Karlstraße 84, in Karl «,
ruhe , stattft -wenden ordentlichen Generalversamm¬
lung ergebenst eingeladen .

Tagesordnung :
1. Vorlegung der Bilanz , der Gewinn - und Ver¬

lustrechnung sowie des Geschäftsberichts des Vor¬
standes und des Berichts des AuffichtSratS.

2. Beschluhfaffung über die Genehmigung - e«
Jahresbilanz , über die Gewinnverteilung und
über die dem Vorstande und dem Aufsichtsrate
zu erteilende Entlastung . G .5613. AufsichtsratSwahlen.

Zur Teilnahme an der Generalversammlung sind
nur diejenigen Aktionäre berechtigt, welche im Besitzeiner von der Gesellschaft ausgestellten Eintrittskarte
sind . Die Eintrittskarte wird solchen Aktionären zu¬
gestellt, welche im Aktienbuch eingetragen sind und
welche ihre Teilnahme an her Generalversammlung
unter Angabe der Nummern der Aktien der Gesell¬
schaft schriftlich angezeigt haben. Diese Anzeige mutz
spätestens am dritten Werktage vor - er Generalver -
sammlung — 24 . Juni d. I . — im Besitze der Gesell-
schaft sein (8 29 der Statuten ) .

Karlsruhe , den 30. Mai ISIS.
Der Aufsichtsrat :

F . Hamburger .

Kadisches Landeslhealer.
Mont . 2. (Mo. 34.) Figaro « Hochzeit . 7 (520 ) . —

Dienst ., 3. (Die . 88 .) Erdgeist. 7 (6,80) . — Donnerst ^
5. (Do. 34 .) Da » Extemporale . 7 ^ ( 4,60) . — Kreit-
6. (Frtg . 33 . ) Schwanenweiß . 7 (4,60). — SamSt ., 7.
(Sa . 3A.) Tiefland . 7 (520 ) . — Sonnt ., 8. (außer!
Miete ) . In neuer Ausstattung ^ Der Freischütz . 6)j
(9,40 ) . — Mont ., 9. (außer Miete ) . Die Walküre .

(7,—) . — Dienst ., 10. (Die . 36 .) Das Extempo¬
rale . 7 )4 (4,60) . — Im Konzerthans . Eröffnung
der Sommeroperette . Sonnt ., 1 . Juni . Da « ver¬
botene Lied (Der Freiheit eine Gaffe) . 7. — Mont .,
2. Da « verbotene Lied. 7. — Dienst ., 3 . Da « ver¬
botene Lied. 7. — Mittw ., 4. Die geschiedene Frau .
7 . — Donnerst - 5. Die Rose von Stambul . , 7. —
Freit ., 6 . Die geschiedene Frau . 7. — Tarnst - 7,
Da « verbotene Lied. 7 . — Sonnt - 8. Zum iersten -
mal : Hoheit tattzt Walzer . — Mont - 9. Die Csarda «-,
fürstin .
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